
sind, ebenfalls die Bestimmungen der §§ 244, 245 StPO. 
Aus den Besonderheiten, die für die Behandlung von 
Arbeitsrechtsstreitigkeiten durch die Konfliktkommis­
sion gelten, ergibt sich daher, daß hieraus Folgerungen 
für andere Rechtsgebiete nicht abgeleitet werden 
können.

Einsprüche gegen Schiedskommissionsbeschlüsse 
in zivilrechtlichen Streitigkeiten
Verschiedentlich ist gefragt worden, ob der Bürger in 
zivilrechtlichen Streitigkeiten eine Einspruchsmöglich­
keit gegen den Beschluß der Schiedskommission hat, 
durch den er unter Verletzung von Ziff. 40 und 41 
SchK-Richtlinie zu einer Leistung verpflichtet worden 
ist. In diesen Fällen der Nichtbeachtung der gesetz­
lichen Bestimmungen durch die Schiedskommission 
halten wir — ungeachtet dessen, daß sie relativ selten 
sind — analog der Anfechtbarkeit der Beschlüsse, die in 
Beratungen wegen geringfügiger Straftaten, Schul­
pflichtverletzungen und arbeitsscheuen Verhaltens er­
gehen, den Einspruch für zulässig.

Der verpflichtete Bürger ist zwar auch anderweit ge­
schützt, denn er braucht der Auflage nicht nachzukom­
men. Einen etwaigen Antrag, den Beschluß für voll­
streckbar zu erklären, muß die Zivilkammer des Kreis­
gerichts abweisen. Allerdings bleibt der Beschluß for­
mell bestehen.
Unseres Erachtens sollte das dem Staatsanwalt gern. 
Ziff. 43 eingeräumte Einspruchsrecht gegen ungesetz­
liche Einigungen auch das Recht umfassen, gegen der­
artige ungesetzliche Beschlüsse vorzugehen. Auch wenn 
das bejaht wird, sollte der Bürger trotzdem noch ein

Einspruchsrecht haben. Das erfordert die Stellung der 
beteiligten Bürger im Prozeß der gesellschaftlichen 
Klärung von Konflikten sowie ihr daraus folgendes 
Recht und ihre Pflicht, an der Beratung der gesell­
schaftlichen Rechtspflegeorgane aktiv teilzunehmen 
und auf den sachgerechten und rechtmäßigen Abschluß 
der Sache hinzuwirken.

Die Zivilkammer des Kreisgerichts hat den Einspruch 
nach den Bestimmungen zu behandeln, die für das Ein­
spruchsverfahren gegen Beschlüsse wegen geringfügiger 
Straftaten bestehen (Ziff. 34 SchK-Richtlinie, §§244, 
245 StPO). Das bedeutet insbesondere, daß die Ein­
spruchsfrist von zwei Wochen gilt und daß das Gericht 
die zivilrechtliche Streitigkeit auf den Einspruch nicht 
sachlich entscheiden, sondern nur den Beschluß der 
Schiedskommission aufheben und die Sache mit den 
entsprechenden Hinweisen zurückgeben kann. Dieses 
Verfahren ist auch in den hier behandelten Fällen 
durchaus sachgerecht. Besteht bei der Schiedskommis­
sion selbst und den beteiligten Bürgern Klarheit dar­
über, daß Streitigkeiten vor der Schiedskommission nur 
durch eine Einigung beigelegt werden können, so wer­
den die darauf gerichteten Bemühungen größer sein als 
dann, wenn irrtümlicherweise angenommen wird, die 
Schiedskommission könne den Beteiligten Verpflich­
tungen auferlegen.

Stellt sich jedoch im Einspruchsverfahren heraus, daß 
die Beteiligten bereit sind, durch eine sachdienliche 
Übereinkunft die Streitigkeiten zu beenden, dann be­
stehen keine Bedenken, wenn die Zivilkammer des 
Kreisgerichts einen gerichtlichen Vergleich zu Protokoll 
nimmt.
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Die Anordnung der Heimerziehung nach § 16 JGG
Die Überprüfung einer Reihe von Verfahren in Jugend­
sachen durch das Oberste Gericht hat ergeben, daß es 
in der Praxis der erstinstanzlichen Gerichte Mängel 
hinsichtlich der Anordnung der Heimerziehung nach 
§ 16 Abs. 1 JGG gibt,

Voraussetzungen für die Heimerziehung
Nach § 16 Abs. 1 JGG ist die Anordnung der Heim­
erziehung zulässig, wenn Weisungen, die das Gericht 
dem Jugendlichen erteilt hat, schuldhaft nicht erfüllt 
worden sind. Das Gesetz verlangt jedoch nicht, daß in 
jedem Fall der schuldhaften Nichterfüllung einer Wei­
sung die Heimerziehung anzuordnen ist.
Das Oberste Gericht hat bereits in seinem Urteil vom 
5. Februar 1957 - 2 Zst III 5/57 - (NJ 1957 S. 153) dar­
auf hingewiesen, daß das Gericht sorgfältig prüfen 
muß, ob der Jugendliche tatsächlich an der Nichterfül­
lung der Weisung schuld ist und, wenn sich dies her­
ausstellt, ob die Anordnung der Heimerziehung not­
wendig ist. Die letztere Prüfung wird nicht immer ex­
akt vorgenommen, wie die folgende Entscheidung zeigt:
Das Kreisgericht hatte gegen einen Jugendlichen wegen 
fortgesetzten Diebstahls zum Nachteil gesellschaftlichen 
Eigentums eine Verwarnung ausgesprochen und ihm 
die Weisung auferlegt, für eine bestimmte Zeit seine 
Hausaufgaben unter Aufsicht eines Lehrers in der 
Schule anzufertigen. Außerdem hat es gemäß § 13 JGG 
die Schutzaufsicht angeordnet. Dem Urteil lag folgen­
der Sachverhalt zugrunde:
Die Eltern des Jugendlichen wurden 1957 geschieden. 
Da die Mutter bei seiner Erziehung versagte, wurde er 
von den Großeltern erzogen. Der Jugendliche wollte

schon durch ungenügende Leistungen in der 8. Klasse 
erreichen, daß er von der Schule abgehen konnte. In 
der 9. Klasse fielen seine schulischen Leistungen so 
stark ab, daß das Nichterreichen des Ziels der 10. Klasse 
vorauszusehen war. Sowohl Aussprachen als auch 
mehrfache Tadel und Verweise der Schulleitung blie­
ben erfolglos. Die Familie — die Mutter hatte wieder 
geheiratet — übte kaum einen erzieherischen Einfluß 
auf den Jugendlichen aus.
Als der Jugendliche gegen Entgelt aus einem Auto­
maten eine Schachtel Zigaretten entnehmen wollte, be­
merkte er, daß der Automat nicht in Ordnung war. Es 
gelang ihm, noch weitere acht Schachteln Zigaretten 
ohne Bezahlung zu entnehmen. Eine Woche später eig­
nete er sich auf die gleiche Weise nochmals acht Schach­
teln Zigaretten an. Dem HO-Kreisbetrieb entstand da­
durch ein Schaden von 16 MDN.
Drei Monate nach der Urteilsverkündung ordnete das 
Kreisgericht gemäß § 16 JGG die Heimerziehung an. 
Diese Maßnahme begründete es damit, daß der Jugend­
liche entgegen der Weisung nicht ein einziges Mal seine 
Hausaufgaben in der Schule erledigt habe und auch 
durch mehrere eingehende Aussprachen nicht von der 
Notwendigkeit der Weisung und ihrer Einhaltung zu 
überzeugen gewesen sei. Er sei auch sonst undiszipli­
niert und uneinsichtig gewesen. Der Leiter des Kreis­
kulturhauses habe ihm Lokalverbot erteilen müssen, 
weil er Gläser zerschlagen habe. Einer Aufforderung 
zu einer Aussprache sei er nicht nachgekommen; er 
habe auch den entstandenen Schaden noch nicht ersetzt.
Nach diesen Feststellungen hat der Jugendliche die ihm 
auferlegte Weisung nicht erfüllt. Er hat sich auch be-
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